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Beschlußempfehlung und Bericht 

des innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen vom 28. Juni 1978 
über die Kontrolle des Erwerbs und Besitzes von Schußwaffen durch Einzelpersonen 

— Drucksache 8/3660 — 


A. Problem 

Verbesserung der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten des 
Europarates bei der Bekämpfung des illegalen Waffenhandels 
und des illegalen Besitzes von Schußwaffen. 


B. Lösung 

Das Europäische Übereinkommen verpflichtet die Vertrags- 
staaten, jedes überlassen von Schußwaffen und Munition an 
Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in einem anderen Ver- 
tragsstaat sowie das endgültige Verbringen dieser Gegen- 
stände in einen anderen Vertragsstaat der zuständigen Behörde 
dieses Staates mitzuteilen. Ferner können Waffengeschäfte mit 
Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen 
Vertragsstaat haben, einer Genehmigung der zuständigen Be- 
hörden der beteiligten Staaten unterworfen werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 


den Gesetzentwurf — Drucksache 8/3660 — anzunehmen. 


Bonn, den 20. Mai 1980 


Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz Dr. Miltner Pensky 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Dr. Miltner und Pensky 


Die erste Beratung des von der Bundesregierung ein- 
gebrachten Gesetzentwurfs fand am 28. Februar 1980 
statt. Der Deutsche Bundestag überwies die Vorlage 
ohne Aussprache an den Innenausschuß sowie an 
den Wirtschaftsausschuß (mitberatend). Der Wirt- 
schaftsausschuß empfahl dem Innenausschuß am 
13. Mai 1980 die Annahme des Gesetzentwurfs. Der 
Innenausschuß stimmte der Vorlage in seiner Sit- 
zung am 14. Mai ohne Gegenstimmen zu. Bei den 
Beratungen wurden allerdings Befürchtungen ge- 


äußert, daß der Vollzug des Übereinkommens zu 
komplizierten Verfahrensregelungen führen könne, 
die sowohl die zuständigen Behörden wie auch die 
betroffenen Kreise der Wirtschaft erheblich bela- 
sten würden. Der Bundesminister des Innern hat 
zugesagt, sich darum zu bemühen, den Verwaltungs- 
aufwand so gering wie möglich zu halten und zu 
diesem Zweck auch den Vorbehaltsrechten, die in 
dem Übereinkommen vorgesehen sind, Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 20. Mai 1980 


Dr. Miltner Pensky 

Berichterstatter 
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